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AKTUELL 

Mehr Junge wollen im 
Ausland studieren 

Bern (AP) Schweizer Studieren­
de drängt es offenbar vermehrt ins 
Ausland. Wie die Schweizerische 
Hochschulkonferenz (SHK) am 
Dienstag in Bern bekanntgab, hat 
sich 1993 die Zahl der  Anmeldun­
gen im Rahmen des ERASMUS-
Programms der Europäischen Uni­
on (EU) im Vergleich zum Vorjahr 
verdoppelt. Auch die Mobilität der 
Studierenden in der  Schweiz sei 
verbessert worden. 

Mehrzahl der Branchen 
rechnet mit Erholung 

Zürich (AP) Nur  die Baubranche 
erwartet dieses Jahr gemäss der 
Schweizerischen Bankgesellschaft 
(SBG) erneut markante Umsatz-
und Ertragseinbussen. Die übrigen 
Wirtschaftszweige dürften teils er­
hebliche Steigerungsraten aufwei­
sen, berichtete die Bank in Zürich 
gestützt auf eine Umfrage unter 
rund 2300 Firmen mit insgesamt 
mehr als 450 000 Beschäftigten. Die  
meisten Branchen hätten 1993 die 
konjunkturelle Talsohle durch­
schritten, heisst es in der  Mitteilung. 
1994 könne erstmals seit drei Jahren 
wieder mit deutlichen Umsatzstei­
gerungen gerechnet werden. Trotz 
deutlicher Anzeichen einer kon­
junkturellen Trendwende sei ein 
kräftiger Aufschwung allerdings 
nicht in Sicht. Z u  den Wachstums­
motoren der Schweizer Wirtschaft 
werden die Chemie, der  Finanzsek­
tor und der Detailhandel gezählt. 

FL-Bauwirtschaft 
legt deutlich zu 

Die liechtensteinische Bauwirt­
schaft scheint nach einem rezes­
sionsbedingten Rückgang wieder 
auf bessere Zeiten zu blicken. Zu­
mindest in den letzten drei Monaten 
des vergangenen Jahres ist ein deut­
licher Aufwärtstrend gegenüber 
dem Vergleichsquartal 1992 festzu­
stellen, wie aus der soeben vom Amt 
für Volkswirtschaft veröffentlichten 
Baustatistik für das 4. Quartal 1993 
hervorgeht. Diese ist durch mehr 
Baubewilligungen, ein grösseres 
Bauvolumen sowie einen höheren 
Bauwert gegenüber dem Vergleich­
squartal 1992 gekennzeichnet. Von 
Anfang Oktober bis Ende Dezem­
ber wurden 152 Baubewilligungen 
(Neu- und Umbauten) erteilt (Vor­
jahresquartal 90), welche ein Bau­
volumen von 137 696 Kubikmetern 
(48 282) umfassen. Der veran­
schlagte Wert dieser Bauten wird 
mit 84,4 Millionen Franken (Vor­
jahresquartal 37,8 Millionen) ange­
geben. Angeführt wird die Statistik 
klar vom Wohnungsbau mit 109 er­
teilten Bewilligungen (Neu- und 
Umbauten) einem Bauvolumen von 
90 673 Kubikmetern und veran­
schlagten Kosten von gut 70 Millio­
nen Franken. Im Vergleich mit dem 
Vorjahresquartal (rund 33 000 Ku­
bikmeter zu ca. 23 Millionen Fran­
ken) bedeutet dies fast eine Ver­
dreifachung der Wohnbautätigkeit. 
Hinter dem Wohnungsbau folgen 
die öffentlichen Bauten, für welche 
8,7 Millionen investiert werden, an '  
dritter Stelle stehen die Industrie-
und Gewerbebauten mit Investitio­
nen in Höhe von knapp fünf Millio­
nen Franken. 

Insgesamt wurden im vierten 
Quartal 1993 73 neue Wohngebäu­
de bewilligt, davon 26 in Einzelbau­
weise, 10 in verdichteter Bauweise 
sowie 37 • Arealbauten. In diesen 
Neubauten entstehen insgesamt 103 
neue Wohnungen. 

Die Regierungsreform soll dem Landtag vorgelegt werden 
Erstes Pressegespräch mit den f ü n f  neuen Regibungsmitgliedern am Dienstag - Weitgespannte Themen bei den angeschnittenen Fragen 

(G. M.) - Das traditionelle Presse­
gespräch mit der Regierung wurde ge­
stern Dienstag wieder aufgenommen. 
Künftig sollen die Vertreter der Medien 
wieder jeden Monat, wie von Regie­
rungschef Dr. Walter Kieber in den sieb­
ziger Jahren schon eingeführt, die Gele­
genheit erhalten, den Regierungsmit-
gliedern Fragen zur aktuellen Politik zu 
stellen. Regierungschef Dr. Mario Frick 
versicherte auf eine entsprechende Fra­
ge, dass an der bewährten Form des 
Pressegesprächs keine Änderung vorge­
nommen werde. 

In seiner E.nleitung betonte Regie­
rungschef Dr. Mario Frick, dass die erst 
seit kurzem im Amt  vereidigte Regie­
rung noch nicht über ein volles Arbeits­
programm verfüge, doch in den einzel­
nen Ressorts daran gearbeitet werde. 
Bereits beim Pressegespräch im kom­
menden Monat sollten die Regierungs­
mitglieder nach seiner Auffassung in der 
Lage sein, eine Art Regierungspro­
gramm für die nächsten Jahre vorzule­
gen. Die Regierung selbst werde sich mit 
den beabsichtigten Arbeiten ebenfalls 
befassen und Prioritäten für die künftige 
Planung festlegen. 

Erwartungsgemäss stand die Frage 
nach der Regierungsreform am Anfang 
des Pressegesprächs. Einen Teil der  Re­
form hat die Regierung bereits vorweg­
genommen, indem die nebenamtlichen 
Regierungsmitglieder nicht mehr im 
Halbamt beschäftigt werden, sondern 
einen Beschäftigungsgrad von 80 Pro­
zent aufweisen. Allerdings betreuen die 
drei nebenamtlichen Regierungsmitglie­
der  neuerdings nicht mehr nur ein Re­
gierungsressort, sondern haben zwei 

Erstmals stellten sich die neuen Regierungsmitglieder im Rahmen des traditionellen Pressegesprächs den Fragen der Medienver­
treter. Von links Regierungsrat Dr. Michael Ritter, Regierungsrätin Dr. Andrea Willi, Regierungschef Dr. Mario Frick, Regie­
rungschef-Stellvertreter Thomas Büchel und  Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner. (Bild: Beat Schürte) 

Ressorts vorzustehen. Regierungsrätin 
Dr. Cornelia Gassner, die in de r  vorhe­
rigen Regierung noch im Halbamt tätig 
war, nun aber ebenfalls eine 80-Prozent-
Beschäftigung wie ihre VU-Kollegen 
aufweist, hatte die nicht einfache Frage 
zu beantworten, welches nun die bessere 
Lösung sei. Beide Varianten haben nach 
ihrer Antwort Vor- und Nachteile, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass Regierungs­
rätin Gassner im Unterschied zu den ne­
benamtlichen VU-Regierungsräten aus 
der  Privatwirtschaft kommt und ein Teil­
pensum in ihrem angestammten Tätig­

keitsfeld beibehalten hat. Die Frage, ob  
ein 20-Prozent-Pensum in der Privat­
wirtschaft auch bei anderen Personen 
möglich ist, wird der Bericht der  Regie­
rung zur Regierungsreform zu beant­
worten haben. Einen diesbezüglichen 
Bericht und Antrag stellte Regierungs­
chef Dr. Mario Frick für den Landtag in 
Aussicht. 

Weitere Fragen der Medienvertreter 
galten der Aussenpolitik, den Verhand­
lungen über die EWR-Plattform, die der 
Schweiz und den EWR-Partnern unter­
breitet wurden, nachdem sich während 

Ideenwettbewerb Verkehr: 21 Projekte eingetroffen 
Preisgericht wird demnächst die Jurierung vornehmen - Öffentliche Präsentation der Projekte in Vaduz 

(mö) - Der internationale Ideenwett­
bewerb Verkehr, der vom Land Liechten­
stein im April letzten Jahres ausgeschrie­
ben wurde, tritt in eine neue Phase. Wie 
Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner 
beim gestrigen Pressegespräch auf An­
frage mitteilte, wird ein Preisgericht am 
27728. Januar die Jurierung der einge­
reichten Projekte vornehmen, die an­
schliessend öffentlich ausgestellt werden. 
Bis zum Ablauf der Abgabefrist (17. Ja­
nuar) waren 21 Wettbewerbsarbeiten 
eingetroffen, weitere Projekte aus dem 
Ausland werden laut Dr. Cornelia Gass­
ner in dieser Woche noch erwartet. 

Der  Schritt zur Durchführung eines 
Ideenwettbewerbes zum Thema Verkehr 
sei aus der  Erkenntnis heraus unternom­
men worden, hielt die Regierung in 
ihrem Bericht zum Strassenbaupro-
gramm für das Jahr 1994 fest, «das sich 
die Entwicklung des motorisierten Ver­
kehrs verselbständigt hat und der Ein­

satz des bisherigen Instrumentariums 
keineswegs zur Gegensteuerung aus­
reicht». Selbstkritisch bemerkt die Re­
gierung, dass es sowohl an gesamtkon­
zeptionellen Überlegungen als auch am 
Mut zu verändernden Eingriffen in die 
erstarrte Verkehrspolitik gefehlt habe. 
«Die Verkehrsplanung beschränkte sich 
darauf», heisst es im Bericht, «in Ein­
zelübungen das historisch gewachsene 
Strassennetz nach den jeweiligen Trends 
im Strassenbau zu erneuern». 

Rege Wettbewerbsteilnahme 

Die Lösung der in Liechtenstein an­
stehenden Verkehrsprobleme kann nach 
Ansicht de r  Regierung nur mittels «Um­
setzung tiefergreifender Konzeptionen» 
geschehen. Durch den Wettbewerb will 
man nun an solche Konzeptionen gelan­
gen, um anschliessend auf deren Grund­
lage eine zukunftsorientierte Verkehrs­
planung einleiten zu können. 

Insgesamt 36 Planungsbüros, davon 
neun aus Liechtenstein, hatten sich ur­
sprünglich um die Wettbewerbsteilnah­
me beworben. Laut Regierungsrätin Dr.  
Cornelia Gassner lagen bis Montag 21 
Projekte vor, weitere Arbeiten von aus­
ländischen Teilnehmern würden vom 
Bauamt allerdings noch erwartet. Offen­
sichtlich hätten sich, so Dr. Gassner, 
Verspätungen bei der  Postzustellung er­
geben. Die Jury, de r  Regierungschef Dr.  
Mario Frick und Regierungsrätin Dr.  
Cornelia Gassner angehören, wird am 
27./28. Januar zur Beurteilung der Pro­
jekte zusammentreten. Im Anschluss an 
die Jurierung werden die Arbeiten 
während zwei Wochen öffentlich ausge­
stellt. Die Präsentation wird voraussicht­
lich im Fabrikgebäude Jenny, Spörry & 
Cie. in Vaduz stattfinden, wie Dr. Gass­
ner a m  Pressegespräch mitteilte. Die Er­
wartungen der  Regierung seien hochge­
steckt, bemerkte die Regierungsrätin. 

Monaten Experten der Schweiz und 
Liechtensteins damit befassten, eine Re­
gelung zu finden, die unserem Land so­
wohl die Beibehaltung des Zollvertrages 
mit der Schweiz als auch den EWR-Bei-
tritt erlaubt. Fragen wurden auch zur 
Teilrevision des Schulgesetzes, zu den 
Direktzahlungen für die Landwirtschaft 
sowie zur Mehrwertsteuer und zum Ver­
fassungsentwurf von Fürst Hans-Adam 
II. gestellt. 

Mehr über das Pressegespräch in den 
einzelnen Beiträgen a u f  dieser Seite und 
a u f  Seite 2. 

Ursprungsregeln 
wie die Schweiz 

Liechtenstein hat im Rahmen des 
EWR-Abkommens Ursprungsregeln für 
Produkte ausgehandelt. Die Schweiz als 
Nicht-EWR-Mitglied konnte Ursprungs­
regeln auf bilateralem Weg erreichen, 
die den EWR-Regeln beinahe ebenbür­
tig sind. Für das Fürstentum Liechten­
stein gelten vorerst, weil der  Beitritt zum 
E W R  noch nicht vollzogen ist, die Ur­
sprungsregeln gemäss dem bilateralen 
Abkommen E U  - Schweiz. 

Dies bestätigte Regierungsrat Dr. Mi­
chael Ritter, wobei e r  betonte, dass diese 
Ursprungsregeln nicht das zentrale Pro­
blem gewesen seien, sondern ein Pro­
blem für die liechtensteinische Industrie, 
das es zu regeln gegolten habe. 

Die Schweiz hat  nach seinen Worten 
hier einen Verhandlungserfolg erzielt. 
Mit der  noch bestehenden Benachteili­
gung könne der Zollvertragspartner le­
ben, erklärte der  Ressortinhaber für 
Wirtschaft. 

Teilrevision des Schulgesetzes 
Institutionalisierung diverser Reformvorhaben durch Teilrevision 

(mö) - Die seit längerem anstehende 
Teilrevision des Schulgesetzes wird jetzt 
vorangetrieben. Der Landtag dürfte sich 
höchstwahrscheinlich bereits in seiner er­
sten Arbeitssitzung im neuen Jahr, also 
am 23724. Februar, mit einem entspre­
chenden Entwurf der Regierung ausein­
andersetzen, wie Regierungschef-Stell­
vertreter Thomas Büchel gestern beim 
Pressegespräch auf Anfrage erklärte. 

Die geplante Teilrevision des Schulge­
setzes wird sich auf die Institutionalisie­
rung gewisser Reformvorhaben be­
schränken. Nach Auskunft von Thomas 
Büchel, in dessen Zuständigkeitbereich 
auch das Ressort Bildung fällt, geht es 
bei der  Partialreform insbesondere dar­
um, die gesetzlichen Grundlagen für den 
Ergänzungsunterricht und weiterer be­
sonderer schulischer Massnahmen, für 

das freiwillige 10. Schuljahr sowie für dif­
ferenzierte Formen der Schülerbeurtei­
lung zu schaffen. Des weiteren soll auch 
eine Rechtsgrundlage für eine Aufnahme 
von behinderten Kindern in den norma­
len Schulunterricht geschaffen werden. 
Regierungschef-Stellvertreter Thomas 
Büchel nutzte beim gestrigen Presse­
gespräch die Gelegenheit, um dem frühe­
ren Ressortinhaber Kurt Korner für die 
wertvolle und gute Arbeit zu danken. 

Nach dem Willen der Regierung soll 
der Ergänzungsunterricht als besondere 
schulische Integrationsmassnahme bis in 
wenigen Jahren an allen Primär- und 
Oberschulen des Landes angeboten wer­
den. Der  notwendige Ausbau soll 1994 
mit de r  Schaffung von sechs weiteren 
Lehrstellen für den Ergänzungsunter­
richt weitergeführt werden. 

Vernehmlassung für Verfassung 
Regierung für  breite Diskussion des Entwurfs des Fürsten 

(G. M.) - Die Regierung hat sich mit 
dem Verfassungsentwurf für eine Ände­
rung der Verfassung von 1921 bereits be-
fasst, doch bis dieser Vorschlag in die 
Vernehmlassung geht, wird es noch eini­
ge Wochen dauern. Regierungschef Dr. 
Mario Frick kündigte eine breite Ver-
nehmlassungsphase an. 

Fürst Hans-Adam II. übermittelte sei­
nen Verfassungsentwurf schon seit ge­
raumer Zeit der Regierung. Die letzte 
Regierung befasste sich offensichtlich 
nicht im Detail mit den vorgeschlagenen 
Änderungen, und auch die neue Regie­
rung setzte sich im Rahmen einer Regie­
rungssitzung erst gestern Dienstag damit 
auseinander. 

Wenn sich die Regierung abschlies­
send mit dem Verfassungsentwurf be-
fasst hat„soll die Vorlage in eine breite 

Vernehmlassung gehen. Sobald die Stel­
lungnahmen aus der  Vernehmlassung 
vorliegen würden, erklärte Regierungs­
chef Dr. Mario Frick, werde eine Vorla­
ge mit diesen Ergebnissen dem Landtag 
zur weiteren Bearbeitung übermittelt. 

Die Interpellation des Landtags we­
gen der Publikation der Hausgesetze im 
Landesgesetzblatt wird nach Angaben 
des Regierungschefs noch nicht bis zur 
ersten Arbeitssitzung des Landtags be­
antwortet werden können. 

Gegenwärtig habe der Rechtsdienst 
die Aufgabe, die rechtlichen Grundlagen 
zu beantworten. Offen ist nach Auskunft 
von Regierungschef Dr. Mario Frick, o b  
der Rechtsdienst die Antworten selbst 
beantworten kann oder ob  noch Gutach­
ten in Auftrag gegeben werden müssen. 
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